
Mittwoch, 13. Juni 2012       1,40 Euro SÜDWEST PRESSE

Tradition beleben
Das Gaildorfer Stadtwappen erin-
nert noch an die reiche Geschichte
der Flößer im Limpurger Land. Mar-
kus Zaklikowski und Helga Dennin-
ger möchten diese Tradition wie-
der mit Leben erfüllen und denken
über die Gründung eines Vereins
nach. Dabei orientieren sie sich an
der erfolgreichen Arbeit der Ge-
meinschaft von „Alt Hall“. Seite 9

Der Himmel hängt heute voller
Wolken, die nur wenige lichte Mo-
mente zulassen. Dazu fällt immer
wieder Regen, am Nachmittag und
Abend sind vereinzelt auch wieder
Blitz und Donner mit dabei. Die
Höchstwerte liegen bei 14 Grad im
Schwäbischen Wald und 17 Grad in
den Flusstälern. ane
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Frankfurt. Die Psychoanalytikerin
und Autorin Margarete Mitscher-
lich ist tot. Sie starb im Alter von 94
Jahren. Das teilte das Sigmund-
Freud-Institut in Frankfurt mit und
bestätigte damit einen Bericht von
Deutschlandradio Kultur. Die gebür-
tige Dänin zählt zu den bekanntes-
ten Psychoanalytikern in Deutsch-

land. Sie veröffentlichte mit ihrem
Mann, dem Psychoanalytiker Ale-
xander Mitscherlich, das Buch „Die
Unfähigkeit zu trauern“ (1967). Der
Essayband gilt als Schlüsseltext zur
NS-Vergangenheit. dpa/afp

Starb im Alter
von 94 Jahren:
Margarete
Mitscherlich.

In einem „Art Parcours“ präsentiert die Kunstmesse „Art Basel“ zeitgenössische Installationen
und Inszenierungen. Dazu gehört auch das Projekt „Baby Marx“ des mexikanischen Künstlers
Pedro Reyes – mit Karl Marx, Lenin und Co. als Protagonisten.   Foto: Courtesy of Art Basel

Die Bundeswehr wird drastisch
verkleinert. Nun ist klar, welche
Standorte wann geschlossen
werden. Die Kommunen for-
dern finanzielle Unterstützung.

Berlin. Verteidigungsminister Tho-
mas de Maizière (CDU) hat den Zeit-
plan für die Schließung von Bundes-
wehrstandorten vorgelegt. Dem-
nach sollen bis Ende 2015 drei Vier-
tel der Maßnahmen verwirklicht
sein. Insgesamt sind 31 Standorte
betroffen. Am härtesten trifft es das
Saarland, Schleswig-Holstein und
Bayern. Der Minister sieht die Bun-
deswehrreform auf Erfolgskurs.
„Wir sind gut unterwegs.“

Zu den größten Standorten, die
von Schließung betroffen sind, ge-
hören Sigmaringen in Baden-Würt-
temberg (Ende 2015) mit 1860
Dienstposten, in Rheinland-Pfalz
Speyer (Ende 2016) mit 1370 Stellen

und Kusel (Herbst 2014) mit 1200
Dienstposten. Der Fliegerhorst Pen-
zing in Bayern mit 2350 Stellen soll
2018, Fürstenfeldbruck mit 1240
Stellen erst 2019 dichtmachen.

Länder und Kommunen fordern
unterdessen finanzielle Unterstüt-
zung vom Bund. Damit sollen die
Folgen der geplanten Schließungen
abgefedert werden. „Wir erwarten,
dass Bund und Länder den Standort-
gemeinden helfen, die jahrelang
gute Gastgeber der Bundeswehr wa-
ren“, sagte der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes, Gerd Landsberg.
Die Kommunen würden durchaus
akzeptieren, dass die Verkleinerung
der Bundeswehr mit Schließungen
von Standorten verbunden sei. Man
erwarte jedoch, dass ihnen der
Bund seine Liegenschaften zu güns-
tigen Konditionen überlasse. Obers-
tes Prinzip müsse sein, die Liegen-
schaften weiterzuentwickeln. Ein

möglichst hoher Preis dürfe nicht
im Vordergrund stehen.

Auch die grün-rote Landesregie-
rung in Baden-Württemberg for-
dert Unterstützung. Der Minister
für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz, Alexander Bonde
(Grüne), sagte: „Die schwarz-gelbe
Bundesregierung hat die betroffe-
nen Kommunen lange genug im Un-
klaren gelassen. Im Moment hat der
Bund alle Vorteile dieser Reform,
die Kommunen haben nichts als
Nachteile.“ Der Bund müsse nun
konkrete Ansagen machen, wie er
den Kommunen finanziell unter die
Arme greifen wolle.

Den Gemeinden geht es darum,
zu welchen Konditionen sie Liegen-
schaften übernehmen können. Die
Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben habe bereits mit den Kommu-
nen Kontakt aufgenommen, heißt
es beim Ministerium. dpa

Kommentar und Brennpunkt

Warschau. Bei schweren Krawallen
vor dem EM-Spiel zwischen Gastge-
ber Polen und Russland sind in War-
schau mehrere Menschen verletzt
worden. Rund 60 Personen wurden
laut Polizei festgenommen. Diese
setzte Wasserwerfer und Tränengas
ein, um rivalisierende Fans in
Schach zu halten. Nach polnischen
Angaben hielten sich rund 12 000
russische Fans in
Warschau auf.
Den Krawallen
war ein Marsch
russischer Fans vo-
r a u s g e g a n g e n .
Zeitweise wurde
ein Spruchband
mit der Aufschrift
„Das ist Russland“ entrollt.

Gestern Abend spielten: Tsche-
chien gegen Griechenland 2:1 sowie
Polen gegen Russland 1:1. afp

Sport

Stuttgart. Die Bundesanwaltschaft
hält die ehemalige RAF-Terroristin
Verena Becker für mitschuldig am
Attentat auf Generalbundesanwalt
Siegfried Buback im Jahr 1977. „Sie
ist schuldig – das steht für uns fest“,
sagte Anklagevertreterin Silke Rit-
zert im Plädoyer vor dem Oberlan-
desgericht Stuttgart. Die Bundesan-

waltschaft ging in der Anklage von
einer maßgeblichen Rolle Beckers
bei der Planung aus, und deshalb
von Mittäterschaft. Ob Becker we-
gen Mittäterschaft oder Beihilfe ver-
urteilt werden soll, wollen die Bun-
desanwälte in ihrem Strafantrag am
Donnerstag verdeutlichen.  dpa

Brennpunkt

Ernstfall für Kommunen
Verteidigungsminister legt Zeitplan für Standortschließung vor

Berlin/Stuttgart. Baden-Württem-
bergs Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) will dem eu-
ropäischen Fiskalpakt im Bundes-
rat nur zustimmen, wenn die Län-
der ihre Haushaltsautonomie behal-
ten: „Es geht um vitale Rechte der
Länder, die können auf keinen Fall
eingeschränkt werden.“ Die Koali-

tion ist für die für den Fiskalpakt
notwendige Zwei-Drittel-Mehrheit
in Bundestag und Bundesrat auf
Stimmen von SPD und Grünen an-
gewiesen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) rechnet unterdessen
nicht mehr mit einer raschen Eini-
gung: „Wir sind mitten in der Ar-
beit.“ dpa

Marx und Co. auf der Art Basel
Schwere Krawalle
in Warschau

Anklage: Becker ist schuldig
Im RAF-Prozess haben die Plädoyers begonnen

Margarete
Mitscherlich ist tot

Weiter Poker um Fiskalpakt
Kretschmann: Haushaltsautonomie der Länder in Gefahr

D
ie neue Bundeswehrstruk-
tur steht, zumindest auf
dem Papier. Die Hauptar-

beit kann beginnen: Der weitere
Umbau der Truppe, die es über
Jahrzehnte gewohnt war, auf den
Feind aus dem Osten zu warten,
in eine moderne Einsatzarmee
wird noch viele Jahre in Anspruch
nehmen. Und das gestern im De-
tail vorgelegt Konzept wird noch
viele Korrekturen erfahren.

Zwar sind Pläne schnell ge-
schrieben und durchgerechnet.
Ob das Modell den Anforderun-
gen standhält, wird sich erst in der
Praxis erweisen. Das Einsatzspek-
trum, das von der Bundeswehr er-
wartet wird, ist riesig, es reicht
vom Hilfseinsatz bei Erdbeben
oder Sturmfluten bis hin zum be-
waffneten Einsatz. Reicht die
Truppenstärke dafür wirklich aus?

Diese Frage wird nicht durch Spar-
wünsche der Bundesregierung be-
antwortet werden, sondern durch
Einsatzberichte.

Fest steht auch, dass die
Truppe, die in Teilen neu zusam-
mengewürfelt wird, in den nächs-
ten Jahren ein Stück weit mit sich
selbst beschäftigt sein dürfte.
Sechs Jahre sind eine lange Zeit,
um eine Reform umzusetzen.
Aber die wird die Bundeswehr
brauchen.

Dass 31 Standorte der Soldaten
in Deutschland ganz von der Land-
karte getilgt werden, ist für die be-
troffenen Kommunen bedauer-
lich. Aber eine Armee ist alles an-
dere als ein Infrastrukturhilfepro-
jekt für finanzschwache Kommu-
nen. Deren Probleme müssen
Bund und Länder lösen, nicht die
Bundeswehr. WILLI BÖHMER

Die Reform kann beginnen
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